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' §59

Als Kinder gelten leibliche und an Kindes Statt angenom­
mene Kinder sowie Kinder, die sich in Durchführung, von 
Maßnahmen der Organe der Jugendhilfe (§ 25 der Jugend­
hilfeverordnung) bei der alleinstehenden werktätigen Frau 
befinden, wenn für sie kein Kinderkrippenplatz zur Verfügung 
gestellt werden kann.

§60

Für den Antrag auf Zahlung der Mütterunterstützung ist 
von dem für die Zuweisung des Kinderkrippenplatzes zustän­
digen staatlichen Organ zu bescheinigen, daß ein Kinder­
krippenplatz nicht zur Verfügung steht.

§61

Die Mütterunterstützung wird ab ersten Tag der Unterbre­
chung der Berufstätigkeit, frühestens nach Ablauf des Wo­
chenurlaubs, gezahlt, wenn der Antrag auf Zahlung der Müt­
terunterstützung bis zum Ablauf des folgenden Kalender- 

Г monats gestellt wird. Wird der Antrag später gestellt, beginnt 
die Zahlung mit dem Ersten des Monats der Antragstellung.

f*- 
(§ 62

Die auszahlende Stelle trägt Beginn und Ende der Zahlung 
der Mütterunterstützung im Ausweis für Arbeit und Sozial­
versicherung der alleinstehenden werktätigen Mutter auf den 
Seiten „Heilbehandlung“ ein.

§63

Die alleinstehende werktätige Mutter ist verpflichtet, alle 
Veränderungen, die sich auf die Gewährung oder die Höhe 
der Mütterunterstützung auswirken, unverzüglich der für die 
Auszahlung der Mütterunterstützung zuständigen Stelle mit­
zuteilen.

Zu § 37 Abs. 2 der SVO:
§64

Der anteilige monatliche Mindestbetrag der Mütterunter­
stützung ist für alleinstehende werktätige Mütter, die vor Unr 
terbrechung der Berufstätigkeit teilbeschäftigt waren, nach 
dem Verhältnis der tatsächlich geleisteten Arbeitszeit zur ge­
setzlichen Arbeitszeit zu ermitteln.

§65

Erstreckt sich die Unterbrechung der Berufstätigkeit nicht 
über den gesamten Kalendermonat, ist die Mütterunterstüt­
zung für die Arbeitstage der Unterbrechung zu zahlen. Be­
steht Anspruch auf die Mütterünterstützung in Höhe des Min- 
destbetrages, ist der auf die Arbeitstage der Unterbrechung 
entfallende Teilbetrag zu zahlen.

Zu § 38 der SVO:
§66

(1) Für die Gewährung der Mütterunterstützung an allein­
stehende Mütter im Lehrverhältnis gelten die Bestimmungen 
der §§ 57 bis 63 und des § 65 entsprechend.

(2) Die Mütterunterstützung wird bei Fortsetzung des Lehr­
verhältnisses neben dem Lehrlingsentgelt oder den än seiner 
Stelle gewährten Geldleistungen nach der SVO gewährt.

Zu § 39 der SVO:
§67

Der Zuschuß für das Kind wird ab Ersten des Monats der 
Geburt gezahlt und endet mit Ablauf des Monats, in dem 
das Lehrverhältnis endet.

Zu §40 der SVO:
§68

Der Anspruch auf Schwangerschafts- und Wochengeld 
bleibt erhalten, wenn während der Schwangerschaft das Ar­
beitsrechtsverhältnis ohne Verschulden der werktätigen Jfrau 
gelöst worden ist.

r§69

(1) Werktätige Frauen, die ein Kind im Alter unter 12 Wo­
chen in Pflege nehmen, werden werktätigen Frauen mit An­
spruch auf Wochenurlaub gleichgestellt. Werden sie , wegen 
Betreuung des Kindes von der Arbeit freigestellt, erhalten sie 
ab Beginn dieser Freistellung bis zum Ablauf der 12. Woche 
nach der Geburt des Kindes eine Geldleistung der Sozialver­
sicherung in Höhe des Wochengeldes. Voraussetzung ist, daß 
sich das Kind

a) gemäß § 25 der Jugendhilfeverordnung in Durchführung 
von Maßnahmen der Organe der Jugendhilfe oder

b) infolge Tod der Mutter 

bei dieser Frau befindet.

(2) Werden Mehrlinge im Alter unter 12 Wochen in Pflege 
genommen, verlängert sich bei weiterer Freistellung von der 
Arbeit der Anspruch auf die Geldleistung um 2 Wochen bis 
zum Ablauf der 14. Woche nach der Mehrlingsgeburt.

(3) Die Freistellung und the Zahlung der Geldleistung er­
folgt auf der Grundlage einer entsprechenden Bescheinigung 
des Rates des Kreises bzw. Stadtkreises, Abteilung Volksbil- 
dung, Referat Jugendhilfe, in| dessen Bereich die werktätige 
Frau wohnt, die die Pflege übernimmt. Bei Übernahme der 
Pflege infolge Tod der Mutter ist außerdem eine Sterbe­
urkunde der verstorbenen Mutter und die Geburtsurkunde des 
Kindes beizufügen.

§70

Stirbt die Mutter bei der Entbindung oder während des 
Wochenurlaubs, ist für das Kind ein einmaliger Pflegekosten­
beitrag von 60 M zu zahlen. Bei Mehrlingsgeburten wird die­
ser Betrag für jedes Kind gezahlt.

Zu § 41 der SVO:
§71

(1) Zum Nachweis des Anspruchs auf Schwangerschafts­
urlaub ist eine ärztliche Bescheinigung über den voraussicht­
lichen Tag der Entbindung vorzulegen. Der Schwangerschafts­
urlaub beginnt 6 Wochen vor diesem Tag.

(2) Der Anspruch auf Wochenurlaub ist durch Vorlage einer 
gebührenfreien Bescheinigung des Standesamtes über eine 
Geburt (bei Totgeburten einer gebührenfreien Bescheinigung 
über eine Totgeburt) nachzuweisen.

Zu § 42 Abs. 1 der SVO:
§72

(1) Trägt der Ehegatte oder tragen die Kinder, Eltern oder 
Geschwister die Kosten der Bestattung, wird dje Bestattungs­
beihilfe dem, der die Kosten trägt, in voller Höhe gezahlt.

(2) Werden die Kosten der Bestattung von anderen als den 
im Abs. 1 genannten Bürgern oder von staatlichen Organen 
getragen, wird an diese die Bestattungsbeihilfe in Höhe der 
tatsächlichen Kosten, jedoch höchstens in Höhe des zustehen’- 
den Betrages, ausgezahlt. Übersteigt der Betrag der Bestat­
tungsbeihilfe die Kosten der Bestattung, steht der Differenz­
betrag den im Abs. 1 genannten Familienangehörigen in der 
aufgeführten Reihenfolge zu. Sind keine Bestattungskosten 
entstanden, ist entsprechend zu verfahren.


